
V e r o r d n u n g

des Landratsamtes Rhön-Grabfeld über 2 Wasserschutzgebiete in den Gemeinden
Großeibstadt und Kleineibstadt (Landkreis Rhön-Grabfeld) für die öffentliche
Wasserversorgung des Zweckverbandes Bad Königshofen – Gruppe Mitte – vom
2.3.1977

§ 1

Zur Sicherung der öffentlichen Wasserversorgung für den Zweckverband Bad
Königshofen i. Gr. – Gruppe Mitte – wird in der Gemeinde Großeibstadt, Gemarkung
Kleineibstadt, das in § 2 näher umschriebene Schutzgebiet festgesetzt. Für dieses
Gebiet werden die Anordnungen nach §§ 3 – 6 erlassen.

§ 2 Schutzgebiet in der Gemarkung Kleineibstadt

(1) Das Schutzgebiet besteht aus

4 Fassungsbereichen
1 gemeinsamen engeren Schutzzone
1 gemeinsamen weiteren Schutzzone

(2) Die Fassungsbereiche umschließen Teile der Grundstücke Fl.St.Nr. 4741/2,
4746, 4749 und 5037 Gemarkung Kleineibstadt. Sie haben je ein Ausmaß von
rd. 30 x 30 m.

(3) Die engere Schutzzone umfasst die Grundstücke Fl.St.Nr. 227, 231, 232, 233,
239, 240, 4737, 4738, 4739, 4740, 4741, 4742, 4743, 4744, 4745, 4746, 4747,
4748, 4749, 4750, 4751, 4752, 4753, 4754, 4755, 4756, 4757, 4758, 5020,
5020/1, 5021, 5025, 5026, 5032, 5033, 5034, 5035, 5036, 5037, 5039, 5040,
5041, 5042, 5043 Gemarkung Kleineibstadt und Teile der Grundstücke Fl.St.Nr.
230, 239/1, 241, 4759, 5018, 5027, 5028, 5029, 5030, 5031, 5038 Gemarkung
Kleineibstadt.

(4) Die weitere Schutzzone umfasst die Grundstücke Fl.St.Nr. 5133, 5134, 5135,
5136 Gemarkung Kleineibstadt und Teile der Grundstücke Fl.St.Nr. 5126, 5127,
5128, 5129, 5130, 5131, 5132 Gemarkung Kleineibstadt.

(5) Die Grenzen des Schutzgebietes sind in einem Lageplan Maßstab 1 : 2500
eingetragen. Der Lageplan ist im Landratsamt Rhön-Grabfeld niedergelegt; er
kann dort während der Dienststunden eingesehen werden.

(6) Veränderungen der Grenzen oder der Bezeichnungen in den Absätzen 2 bis 4
(3) genannten Grundstücke berühren die festgesetzten Grenzen der
Schutzzonen nicht.

(7) Der Fassungsbereich ist durch eine Umzäunung, die engere Schutzzone ist,
soweit erforderlich, in der Natur in geeigneter Weise kenntlich gemacht.













(2) Die Verbote des Abs. 1 Ziffer 4.2 und 5.2 gelten nicht für Maßnahmen des
Trägers der öffentlichen Wasserversorgung, dessen Anlage durch diese
Verordnung geschützt ist, wenn diese der öffentlichen Wasserversorgung
dienen.

(3) Weitergehende Verbote oder Beschränkungen nach der Lagerverordnung in der
jeweils geltenden Fassung bleiben unberührt.

§ 4 Ausnahmen

(1) Das Landratsamt Rhön-Grabfeld kann von den Verboten des § 3 Ausnahmen
zulassen, wenn

1. das Wohl der Allgemeinheit die Ausnahmen erfordert oder

2. das Verbot im Einzelfall zu einer unbilligen Härte führen würde und das
Gemeinwohl der Ausnahme nicht entgegensteht.

(2) Die Ausnahme ist widerruflich; sie kann mit Bedingungen und Auflagen
verbunden werden und bedarf der Schriftform.

(3) Im Falle des Widerrufs kann das Landratsamt Rhön-Grabfeld vom
Grundstückseigentümer verlangen, dass der frühere Zustand wiederhergestellt
wird, sofern es das Wohl der Allgemeinheit, insbesondere der Schutz der
Wasserversorgung erfordert.

§ 5 Beseitigung und Änderung bestehender Einrichtungen

Die Eigentümer und Nutzungsberechtigten von Grundstücken haben die Beseitigung
oder Änderung von Einrichtungen, die im Zeitpunkt des Inkrafttretens dieser
Verordnung bestehen und deren Bestand, Errichtung, Erweiterung oder Betrieb unter
die Verbote des § 3 fallen, auf Anordnung des Landratsamtes Rhön-Grabfeld zu
dulden, sofern sie nicht schon nach anderen Vorschriften verpflichtet sind, die
Einrichtung zu beseitigen oder zu ändern.

§ 6 Duldungspflicht

Die Eigentümer und Nutzungsberechtigten von Grundstücken innerhalb des
Schutzgebietes haben zu dulden, dass die Grenzen des Fassungsbereiches und der
Schutzzonen durch Aufstellen oder Anbringen von Hinweiszeichen kenntlich
gemacht werden.



§ 7 Entschädigung

Soweit diese Verordnung oder eine auf Grund dieser Verordnung ergehende
Anordnung eine Enteignung darstellt, ist hierfür nach den §§ 19 Abs. 3, 20 WHG und
Art. 74 BayWG Entschädigung zu leisten.

§ 8 Ordnungswidrigkeiten

Nach § 41 Abs. 1 Nr. 2, Abs. 2 WHG kann unbeschadet § 329 Abs. 2 und § 330
StGB mit Geldbuße bis zu hunderttausend Deutsche Mark belegt werden, wer
vorsätzlich oder fahrlässig

1. einem Verbote nach § 3 Abs. 1 und 2 zuwiderhandelt

2. eine nach § 3 ausnahmsweise zugelassene Handlung vornimmt, ohne die mit der
Ausnahme verbundenen Bedingungen oder Auflagen zu befolgen.

§ 9 Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer Bekanntmachung im Amtsblatt für den
Landkreis Rhön-Grabfeld in Kraft.


